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Die Novellierung des PsychKG NRW muss überdacht werden 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

„Bei zwei von fünf Erwachsenen wurde 2024 eine Diagnose einer psychischen Störung 

dokumentiert.“ (RKI) Das sind in NRW rund 7 Millionen Bürgerinnen und Bürger. Laut RKI 

ist der Prozentsatz in NRW der niedrigste aller Bundesländer. Bei weit unter einem Prozent 

aller Betro8enen (rd. 20.000 Unterbringungen Einweisungen, 2023) greift - im Falle von 

Selbstgefährdung oder der Gefährdung bedeutender Rechtsgüter anderer - das Gesetz 

über Hilfen und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten (PsychKG). 

Nach mehreren tragischen Einzelfällen wurde Anfang 2025 in Sozialen Medien das 

Narrativ der „gefährlichen psychisch kranken Gewalttäter“ algorithmisch verstärkt. 

Dieses steht in keinem Verhältnis zum tatsächlichen Risikopotential bei psychisch kranken 

Menschen. Die gesellschaftliche Stimmung fand Eingang in den vorliegenden Entwurf 

zum PsychKG NRW, der ohne psychiatrisch fachlichen Beteiligungsprozess entlang ord-

nungspolitischer Annahmen verfasst wurde. Er hat das Potential die Erfolge von Jahren 

bei der Entstigmatisierung psychischer Erkrankungen zunichtezumachen. 

1. Vom Hilfegesetz zum Sicherheitsgesetz – Stigmatisierung entgegen aller Evidenz 
Die Aufnahme des „Schutzes der Allgemeinheit“ als eigenständiger Gesetzeszweck und 

der unbestimmte Rechtsbegri8 der „Gefährdung der Allgemeinheit“ (§§ 1, 2, 8, 10, 18) 

senken die Schwelle für Freiheitsentziehung erheblich ab. Der „Paradigmenwechsel“ von 



einem Hilfegesetz zu einem sicherheitspolitischen Gesetz und die vereinfachte Verbin-

dung von psychischer Erkrankung mit dem Bild von Gefährlichkeit ist diskriminierend. Das 

aktuelle Gesetz bietet bereits alle notwendigen Möglichkeiten des Eingri8s und des 

Datenaustausches. 

2. Der Datenaustausch mit Polizei und Ausländerbehörden zerstört Vertrauen 

Der Entwurf verpflichtet Kliniken zu Meldungen an Sicherheits- und Ausländerbehörden 

(§§ 10, 20, 23, 24). Dadurch wird die ärztliche und psychotherapeutische Schweigepflicht 

ausgehöhlt. Absehbar ist, dass Menschen in psychischen Krisen aus Angst vor diesem 

Datenaustausch weniger Hilfe aufsuchen. Wenn sich dadurch zunehmend psychisch 

Kranke ins Dunkelfeld zurückziehen, wird das Ziel des Gesetzes konterkariert. Anstatt 

frühzeitig Krisenbegleitung und Behandlung zu erfahren, drohen Chronifizierung und 

Eskalation.  

3. Polizei, Gericht und Ordnungsbehörden greifen in die Behandlung ein 

Die Behörden erhalten erweiterte Beteiligungs- und Entscheidungsrechte, vom Unter-

bringungsantrag über den Datenfluss bis hin zur Entlassplanung. Ärztlich und psycho-

therapeutisch indizierte Belastungserprobungen sollen gerichtlich beschränkt werden. 

Das vermischt Rechtskreise und gefährdet Behandlungserfolge. 

 

Die Unterzeichner fordern:  

Unsere Perspektiven sind so unterschiedlich, wie unsere Rollen in der Versorgung psy-

chisch kranker Menschen. Uns eint jedoch die Sorge, dass aus dem Gesetz ein einseitig 

sicherheits- und ordnungspolitisch ausgerichtetes Kontrollgesetz wird. Hilfen und 

Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten werden erreicht durch eine nied-

rigschwellig zugängliche Versorgung und Behandlung.  

Gemeindepsychiatrische Verbünde und Krisendienste versprechen deutlich größere 

Erfolge bei der Gewaltvermeidung als Datenaustausch und ordnungsrechtliche 

Verschärfungen des Gesetzes.  

Wir bitten Sie dringend, dass die Novellierung noch einmal entlang der Stellungnahmen 

der Fachverbände überprüft und überarbeitet wird. Setzen Sie sich in Ihrer Fraktion und 

der Koalition für entsprechende Änderungen des Gesetzentwurfes ein.  

Mit freundlichen Grüßen 

In Vertretung der unterzeichnenden Verbände 

Andreas Langer 

Sprecher Fachausschuss Gemeindepsychiatrie der LAG FW 

Der Paritätische NRW 

Mobil: 0173 / 294 25 35 
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